
ZIEL: DEUTSCHLAND MUSS 
AKTIV EINE OFFENE UND 
RESILIENTE HANDELSPOLITIK 
FÖRDERN

Handelspolitik fällt in die Kompe-
tenz der EU, aber Deutschland muss 
als größte Volkswirtschaft wieder ein 
aktiver Impulsgeber für eine offene 

europäische Handelspolitik werden. 
Nach der Unterzeichnung des Ab-
kommens mit dem Mercosur und 
dem Abschluss der Gespräche über 
ein Modernisierungsabkommen mit 
Mexiko stehen die Verhandlungen 
mit zahlreichen ASEAN-Staaten (Ver-
band Südostasiatischer Nationen), und 
hier insbesondere Indonesien, auf der 

Agenda. Die Bundesregierung muss 
dabei konstruktiv die europäischen 
Verhandlungen unterstützen, auch im 
Zusammenspiel mit gleichgesinnten 
europäischen Staaten. Diese Abkom-
men bieten die Möglichkeit, neben 
einer Wachstumsagenda, die auch 
Nachhaltigkeitsaspekte beinhaltet, die 
Resilienz der Wirtschaft durch Diver-
sifizierung zu erhöhen. 

Gleichzeitig muss sich Deutschland 
bei unfairen Handelsmaßnahmen 
durch Drittstaaten, sei es durch Chi-
na oder auch durch eine neue Trump-
Regierung, eng mit den europäischen 
Partnern abstimmen und nicht im Al-
leingang handeln. Obwohl es das Ziel 
bleiben muss, eine positive Handels-
agenda zu gestalten, sollte auf regel-
widrige Zölle mit Vergeltungszöllen 
geantwortet werden. Diese müs-
sen jedoch WTO-konform eingeführt 
werden.
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Die Förderung eines offenen und regelbasierten Welthandels liegt im strategischen Interesse Deutschlands. Der Abschluss des 

Mercosur-Abkommens und die Modernisierung des Abkommens mit Mexiko sind zwar große Erfolge, aber nur erste Schritte. 

Deutschland und die EU brauchen weitere regelbasierte Freihandelsabkommen in den Wachstumsregionen, insbesondere in 

Asien. Die nächste Bundesregierung muss daher 2025 die Verhandlungen mit Indonesien und anderen ASEAN-Staaten aktiv 

fördern. Den USA sollten Angebote gemacht werden, auch wenn TTIP undenkbar bleibt. Auf Strafzölle sollte wiederum mit 

Gegenmaßnahmen reagiert werden. Insgesamt muss Deutschland in der Handelspolitik deutlich aktiver die Zusammenarbeit 

mit gleichgesinnten EU-Mitgliedstaaten suchen.

Claudia Schmucker, Leiterin des Zentrums für Geopolitik, Geoökonomie und Technologie
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AKTUELLE LAGE: DAS GEO-
ÖKONOMISCHE UMFELD 
ERSCHWERT EINEN OFFENEN 
UND REGELBASIERTEN 
WELTHANDEL 

Aufgrund der engen Verflechtung der 
deutschen Wirtschaft in die globalen 
Wertschöpfungsketten liegt die Förde-
rung eines offenen und regelbasierten 
Welthandels im strategischen Interes-
se Deutschlands. Laut Macrotrends lag 
im Jahr 2023 der Anteil des Handels am 
BIP in Deutschland bei 90,11 Prozent. 
Dies ist – zum Beispiel im Vergleich zu 
den USA und China – ein hoher Wert 
für eine große Volkswirtschaft wie 
Deutschland. Dazu hängt fast jeder 
vierte Arbeitsplatz vom Export ab.

Deutschland und die EU müssen sich 
nun in einem geoökonomischen Um-
feld behaupten, das im Bereich des 
Handels durch Blockbildung, Frag-
mentierung, und Protektionismus ge-
kennzeichnet ist. Die geoökonomische 
Rivalität zwischen den Vereinigten 
Staaten (EU) und China verschärft sich 
und beide Seiten setzen ihre Märk-
te zunehmend als Hebel ein, um stra-
tegische Ziele in den internationalen 
Beziehungen zu erreichen. Dabei än-
dert sich das regelbasierte zu einem 
machtbasierten Handelssystem, bei 
dem multilaterale Organisationen wie 
die WTO an Bedeutung verlieren.

Diese Entwicklung wird sich unter der 
Präsidentschaft von Donald Trump 

noch weiter verschärfen. Zählte die EU 
(und Deutschland) bislang zu den Ver-
bündeten, sieht sie sich jetzt durch die 
USA zunehmend mit Zollandrohungen 
und Marktabschottung konfrontiert, 
die unmittelbare Auswirkungen auf ih-
re Wettbewerbsfähigkeit haben. 

NÄCHSTE SCHRITTE: EINE 
AKTIVE HANDELSPOLITIK 
MUSS EINE PRIORITÄT FÜR 
DEUTSCHLAND WERDEN 

1   Deutschland muss Impulsgeber 
 für eine offene europäische 

 Handelspolitik sein
Ende 2024 konnte das Freihandels-
abkommen mit den Mercosur-Staa-
ten nach 25 Jahren Verhandlungen 

* Europäischer Wirtschaftsraum (EWR), Überseeischen Länder und Hoheitsgebiete (ÜLG)  |  ** Freihandelsabkommen (FTA), Vertiefte 
und umfassende Freihandelszone (DCFTA), Investitionsabkommen, Erweiterte Partnerschafts- und Kooperationsvereinbarung 
(EPCA), Partnerschafts- und Kooperationsabkommen (PKA)  |  + Aktualisierte Abkommen mit Tunesien sowie Ost- und Südafrika 
werden derzeit aktualisiert; das aktualisierte Abkommen mit Chile steht zur Ratifizierung an. Die DCFTA mit Georgien gilt nicht für 
Südossetien und Abchasien.  |  Quelle: Europäische Kommission (Stand 19.12.2024)

EUROPÄISCHE UNION

ZOLLUNION, EWR & ÜLG*

IN KRAFT**+

ÜBERNAHME/RATIFIZIERUNG IN GANGE**

IN VERHANDLUNG**

AUSGESETZT**

KEIN ABKOMMEN

EU Handelsabkommen 2025

https://macrotrends.net/global-metrics/countries/DEU/germany/trade-gdp-ratio
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Aussenhandel/_inhalt.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Aussenhandel/_inhalt.html
file:///C:/Users/idris/Downloads/EU%20Trade%20FTA%20map%20(1).pdf 
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unterzeichnet werden. Das Abkom-
men ist von großer wirtschaftlicher, 
aber auch geopolitischer Bedeutung: 
Mit Mercosur kann die EU ihre Wirt-
schaftsbeziehungen mit Südameri-
ka ausbauen und hierdurch auch ihre 
Abhängigkeiten von China abbauen. 
Gleichzeitig fördert das Abkommen die 
Partnerschaft mit Brasilien und dem 
Globalen Süden. Dies betrifft auch den 
Klimabereich: So konnte die EU wichti-
ge Nachhaltigkeitsziele wie das Pariser 
Klimaabkommen in dem Abkommen 
verankern. Mitte Januar 2025 konnte 
die EU dazu einen weiteren Erfolg ver-
buchen und die Modernisierung des 
EU-Mexiko-Abkommens abschließen.

Der Abschluss des Mercosur-Abkom-
mens und des Abkommens mit Mexi-
ko sind zwar große Erfolge, aber auch 
nur erste Schritte, die gezeigt haben, 
wie wichtig eine aktive Rolle in der 
Handelspolitik sein kann. Deutsch-
land und die EU brauchen weitere re-
gelbasierte Freihandelsabkommen in 
den Wachstumsregionen, insbeson-

dere in Asien und dem Indo-Pazifik. 
Deutschland muss daher 2025 die Ver-
handlungen mit Indonesien und auch 
weiteren ASEAN-Staaten priorisieren. 

Gleichzeitig gilt es, Lösungsmöglich-
keiten in den Verhandlungen mit In-
dien auszuloten; hier müssen jedoch 
von der indischen Regierung zunächst 
ernsthafte Angebote beim Marktzu-
gang gemacht werden.

Da Frankreich als Unterstützer einer 
offenen Handelspolitik wegfällt, sollte 
Deutschland aktiv die Zusammenar-
beit mit gleichgesinnten pro-europäi-
schen EU-Mitgliedsstaaten suchen. 
Dazu zählen sowohl die nordischen 
Staaten wie Schweden oder Dänemark 
als auch die osteuropäischen Staa-
ten, Tschechien oder die baltischen 
Staaten. Bereits in der Vergangenheit 
gab es ähnliche liberale Gruppierun-
gen, wie beispielsweise der Zusam-
menschluss der „Neuen Hanse“ (ohne 
Deutschland, 2018) oder der „Stock-
holm Six“ (2020). Deutschland ist tra-
ditionell zwar dem handelsliberalen 
Lager zuzuordnen, tendierte jedoch 
in den letzten Jahren zu uneindeuti-
geren Positionierungen, die auch viele 
industriepolitische Überlegungen ein-
schloss. Unter der neuen Bundesregie-
rung sollte sich dies ändern, auch im 
Zusammenspiel mit gleichgesinnten 
europäischen Staaten.

2    Angebot einer positiven Han- 
delsagenda mit den USA und 
die Förderung einer einheitli-
chen europäischen Position bei 
Handelsschutzinstrumenten

„Zölle sind das schönste Wort im Wör-
terbuch, es ist mein Lieblingswort“, 
erklärte US-Präsident Donald Trump 
stolz. Die EU und Deutschland werden 
somit zunehmend mit höheren Zoll-
androhungen und Marktabschottung 
konfrontiert werden. Gerade Deutsch-
land steht aufgrund seines Überschus-
ses in der Warenhandelsbilanz im 
Visier des Präsidenten. Gegenseitiger 
Protektionismus ist aber der falsche 
Weg. Deutschland muss sich daher – 
im Rahmen der EU – dafür einsetzen, 
zunächst eine positive Handelsagen-
da zu verfolgen. Dies bedeutet jedoch 
nicht TTIP 2.0; ein solches Abkommen 
ist mit einer Trump-Administration 

undenkbar. Neben möglichen Angebo-
ten, etwa bei LNG-Käufen, beinhaltet 
dies auch eine engere Zusammenar-
beit im Bereich der Wirtschaftssicher-
heit. Der TTC muss dazu – solange er 
besteht – weiter strategisch genutzt 
werden. Wenn die USA regelwidrige 
Zölle erlassen, muss Deutschland je-
doch auch hinter der Entscheidung der 
EU stehen, Gegenzölle zu erlassen. Im 
Handelsschutzbereich sollte – auch ge-
genüber China – eine engere Zusam-
menarbeit auf EU-Ebene angestrebt 
werden. Deutschland kommt dabei ei-
ne besondere Rolle zu, keine Alleingän-
ge zu unternehmen und gemeinsame 
europäische Positionen zu fördern. 

Deutschland und 
die EU brauchen 

weitere regel- 
basierte Freihan-
delsabkommen in 
den Wachstums-
regionen, insbe-
sondere in Asien 
und dem Indo-

Pazifik.

https://www.bloomberg.com/news/newsletters/2024-10-15/in-trump-s-economic-plan-tariff-is-the-most-beautiful-word
https://www.bloomberg.com/news/newsletters/2024-10-15/in-trump-s-economic-plan-tariff-is-the-most-beautiful-word
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Memo-Reihe zur Bundestagswahl 
Die Memo-Reihe „Deutschland Global: 
Die Wahl für klare außenpolitische Ziele“ 
(#btw2025) beleuchtet die zentralen 
außen- und sicherheitspolitischen Her-
ausforderungen vor der Bundestagswahl 
2025. Sie liefert fundierte Analysen und 
konkrete Empfehlungen, um politische 
Prioritäten zu setzen und Deutschlands 
Rolle in einer zunehmend fragmen-
tierten Welt zu stärken. Ziel ist es, der 
nächsten Bundesregierung praxisnahe 
Impulse für eine strategische, souveräne 
und partnerschaftliche Außenpolitik zu 
geben, die Handlungsfähigkeit sichert, 
Verantwortung übernimmt und globale 
Kooperationen ausbaut
www.dgap.org/dossier/btw2025
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